
651 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des N ation~ltates XI. GP •. 

9. 11. 1967 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das RJchterdienstgesetz abgeändert 
wird (RichterdienstgesetzANoveUe 1967 -

RDG-Novelle 1967) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikell 

A b ä n der u n g des R ich t erd i e n s t-
gesetzes 

DaiS Richt~tdiefistgeslltrz, BOBL NI'. 305/1 ~61, 
w,kd abgeandert W>ie folgt: 

1. Oer zweite Satz des § 31 Abs. 1 hat Zu 
lauten: 

"Beim Gerich-uhof erster Instanz sind auch 
diejenigen Richter beim Oberlandesgericht für 
den Sprengel des Oberlandesgerichtes in der 
1. Standesgruppe wahlberechtigt, die bei dem 
GetÜchtshof erster Instanz oder bei den ihm 
unterstellten Bezirksgerichten am Ta'ge der Be­
stimmung des Beginnes und des Endes der Wahl 
des neuen Personalsertlltes zur Gänze oder über­
wiegend 'verwendet wurden." 

2. Die Abii. 1 UM 3 des§ 43 haben zu lauten: 

,,(1) Von den Richtern, deren Zahl an 'Wahl­
punkten mehr als die Hälfte der Zahl der ab~ 
gegebenen gülti~en Svimmzettel beträgt, sind 
entsprechend der Zähl det zu wähleli!defi Mit­
glieder und Ersatzmänner die Richtertrttt der 
höheren Zahl an Wahlpunkten als MitgHedet 
und die R'ichter mit der niedrigeren Zahl än 
Wahlpunkllen als Ersatzmänner des Personal~ 
senates gewählt." 

,,(3) Beträgt -die Zahl der Wahlpunkte nidlt 
mehr als die Hälfte der Zahl deI' abgegebefien 
gültigen Stimmzettel, so ist rücksichtlich der 
noch :tu wählendep Mitlglieder oder Ersatzmän­
fi'et zUt engeflen Wähl zu schreiten!' 

3. § 49 Abs. 5 hat zu lauten: 

,1(5) Mitteilungen über BeratUng, Ab~timinüiig 
und Begründung des Besetzungsvorschlages des 
Personalsenates sind untersagt; nicht untersagt 

ist jedoch die Bekan.n:tgabe der Namen und der 
Reihung der in den Beootzungsv-orschlag aufge· 
nommenen Personen." 

4. Die Abs. 2 und ,; des § 51 haben zu lauten: 

;,(2) Die Richter der 1. bis einschließlich 
4. Stafidesgruppe sind im erSten Viertel des auf 
ihre Ernennung folgenden. zweiten Kalen.der~ 
jahres für das zuletzt abgelaufene Kalenderjahr 
zu besch.reiben. Der Richt,er der 1. Standesgruppe 
ist außerdem für das Kalenderjahr zu beschrei­
ben, in dem er die Gehaltsstufe 7 erreicht hat. 
Lautet seine Gesamtbeurteilung mindesteM äuf 
"gut", so gilt die für die Vorrückun~ in die Ge­
haltsstufe 8 erforderliche Durchschnittsleistung 
als erbradIt." 

,,(5) Solange die Gesamtbeurteilung nicht min­
destens auf "güt" lautet, ist der Richter für jedes 
Kalenderjahr :tu beschreiben." 

5 .. Nach § 51 Abs. 5 sind folgende Abs. 6 
und 7 einzufügen: 

,,(6) Die Dienstbeschreibung hat iu entfallen, 
wefin der Richtet in eiliem der 1)ienstbeschrei~ 
bang uliterliegenden Kalenderjahr länger als 
sedu Monate keinefi Dienst versehen hat. In 
diesem Fäll ist der Richter für jenes näcb.s'tfol­
gende l(.üenclerjahr zU beschreiben, in dem die 
Voraussetzungen für den Entfall der DieMtDe­
schreibung nicht gegeben sind, falls er für jenes 
Kalenderjahr nicht bereits nach Aoo. 2 bis 5 zu 
beschreiben ist. 

(7) Von einer Dienstbeschreibung kann Ab­
stand genommen werden; wenn sidt die D~enst· 
leistung des Richters ausschließlich aus nicht in 
seinem Verschulden gelegenen Gründen vorüber­
gehend vel'Schlechtert hat." 

6. Nach § 53 Abs. 3 ist folgender Abs. 4 ein­
zufügen: 

,,(4) Ist ~egen den RidIter wegen eines in den 
Beurteilungszeitraum fallenden Verhaltens ein 
Disziplillarve.tfahren eingeleitet worden (§ 123 
Abi>. 6); so ist; das Dienstbeschreibungsverfahren 
vor dem Pel'sönal~enilt bis zur rechtskräftigen 
Beendigung des Disziplinarverfahrens zu unter­
brechen." 
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2 651 der Beilagen 

7. Die Abs. 1 und 3 des § 54 haben zu lauten: 

,,(1) Bei der Dienstbeschreibung sind zu be­
rücks,ichtigen: -

1. die fachlichen Kenntnisse, insbesondere der 
zur Amtsführung notwendigen Vorschriften; 

2.rue Fähigkeiten und die Auff3Jssung; 

3. der Fleiß, die Ausdauer, Gewissenhaftigkeit, 
Verläßlichkeit, Entschlußkraft und Zielstrebig­
keit; 

4. die Bewährung im Parteienverkehr und 
Außendienst; 

5. die Ausdrucksfähigkeit (schriftlich und 
mündlich) in der deutschen Sprache und, sofern 
es für den' Dienst erforderlich ist, die Kenntnis 
von Fremdsprachen; 

6. d3JS V.erhalt'en im Dienst, insbesondere das 
Benehmen gegenüber Vorgesetzten und Mitar­
beitern, sowie -das Verhalten außerhalb des 
Dien~es, sofern Rückwirkungen auf den Dienst 
eintreten; 

7. bei Richtern, die sich auf einem leitenden 
DienS<tpostenbefinden oder deren Berufung auf 
einen solchen Posten in Frage kommt, die Eig­
nu.ng hiezu; _ 

8. der Erfolg-der Verwendung." 

,,(3) Die Gesamtbeurteilung hat zu lauten: 

1. ausgezeichnet, bei hervorragenden Kennt­
nissen, Fähigkeiten und Leistungen; 

2. sehr gut, bei überdurchschnittlichen Kennt­
nissen, Fähigkeiten und Leistungen; 

3. gut, bei durchschnittlichen Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Leistungen; 

4. ,entsprechend, wenn das zur ordnungs­
gemäßen Versehung des Dienstes unerläßliche 
Mindestmaß an Leistung ständig erreicht wird; 

5. nicht entspr,echend, wenn das zur ordnungs­
gemäßen Versehung des Dienstes unerläßliche 
Mindestmaß an Leistung nicht erreicht wird." 

Dienstposten 

Richter des Bezirksgerichtes 

Vorsteher des Bezirksgericht1s 

8. Nach § 62 ist folgender § 62 a einzufügen: 

"D i e n s tb e f r e i u n g wege n Kur a u f­
e n t hai t e s und weg e nUn t erb r i n­
gung In eInem Genesungsheim 

§ 62 a. (1) Dem Richter ist auf Antrag für die 
Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbefreiung zu 
g,ewähren, wenn 

a) ein Sozialversich,erungsträger oder ein Lan­
desinvalidenamt die Kosten der Kur trägt 
oder einen Kurkostenbeitrag leistet und 

b) die Kur in der Benützung einer Mineral­
quelle oder eines Moorbades oder im Auf-­
enthalt in einem vorgeschriebenen _ Klima 
oder in der -therapeutischen Anwendung 
von kaltem Wasser (sogenannte "Kneipp:. -
Kuren") besteht und ärztlich überwacht 
wird. 

(2) Bei der zeitlichen Einteilung der Dienst­
befreiung ist auf zwing,ende dienstliche Gründe 
Rücksicht zu nehmen. 

(3) Dem Richter ist" auf Antrag auch für die 
Dauer der Unterbringung in einem Genesungs­
heim Dienstbefreiung zu gewähren, wenn der 
Richter zur völligen Herstellung der G~sundheit 
von einem Sozialversicherungsträger oder einem 
Landesinvalidenarnt nach einem chirurgischen 
Eingriff oder nach einer schweren Erkrankung 
in ein Genesungsheim ,eingewiesen wird uIid die 
KOsten des Aufenthaltes im Genesungsheimvom 
Sozialversicherungsträger oder vOm Landesinva­
li-denamt satzungsgemäß getragen wer·den; 

(4) Eine" DienlStbefreiung nach Abs. 1 und 3 
gilt als eine durch Krankheit v,erursachte Ab­
wesenheit vorn Dienst." 

9. § 65 Abs. 1 hat zulaUlten: 

,,(1) Der Richtersta:nd ist in Standesgruppen 
eingeteilt, denen die in der nachstehenden über­
sicht ersichtlichen Dienstposten und Amtstitel 
zugehören: 

Amtstitel StGr. 

Bezirksrichter 1 
Landesgerichtsrat 2 

3 
Oberlandesgerichtsrat 

4 

L:mdesgerichtsrat 2-

3 
Oberlandesger~ditsrat _ 

4 

Landesgerichtsrat 2 

3 Vorsteher des Bezirksgerichtes mit acht oder 
mehr systemisierten Richterposten und Vor-
steher des Exekutionsgerichtes Wien Oberlandesgerichtsrat 4 

sb 
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651 der Beilagen 

Dienstposten Amtscitel 

Landesgerich tsra t 
Rat des Landes-, Handels-, Kreisgerichtes und 

Rat des Jugendgerichtshofes Oberl~ndesgerichtsrat 

Senatsvorsitzender des Landes-, Handels-, Kreis-
gerichtes und Senatsvorsitzender des Jugend- Oberlandesgerichtsrat 
gerichtshofes 

Vizepräsident des Landes-, Handels-, Kreisgerichtes und Vizepräsident des 
Jugendgerichtshofes 

Präsident des Landes-, Handels-, Kreisgerichtes 
und Präsident des Jugendgerichtshofes 

Präsident des Landesgerichtes 

Präsident des Handelsgerichtes 
Präsident des Kreisgerichtes 

Präsident des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht für den Sprengel 
d Beiirksrichter es Oberlandesgerichtes 

Präsidialsekretär des Oberlandesgerichtes 

Rat des Oberlandesgerichtes 

Senatsvorsitzender des Oberlandesgerichtes . , 

Oberlandesgerichtsrat 

Senatsrat des Oberlandesgerichtes 

Senatspräsident des Oberlandes­
gerichtes 

Vizepräsident des Oberlandesgerichtes 

Präsident des Oberlandesgerichtes 

Richter im Evidenzbüro des Obersten Gerichts­
hofes 

Rat des Obersten Gerichtshofes 

senatsvorsitzender des Obersten Gerichtshofes 

Landesgerich tsra t 

Oberlandesgerichtsrat 

Hofrat des Obersten Gerichtshofes 

Senatspräsident des Obersten 
Gerichtshofes 

Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 

Präsident des Obersten Gerichtshofes 

3 

StGr. 

2 

3 

.. 
3 

4 

5b 

4 

Sb 

S 

6b 

1 

3 

Sb 

S 

6b 

S 

6b 

7 

2 

3 

4 

S 

6b 

6 

7 

8" 
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651 der Beilagen 

,10. § 70 Abi;: 4 Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. den Richter der Standesgruppe 1 bis 5 b;" 

11. Der Abs; 2 des § 71 ist- als Abs. 3 zu be­
,zeichnen; nach § 71' Abs. l' ist fo.lgender Abs. 2 
einzufügen: 

,,(2) Dem Richter kann bei Vo.rliegenbeso.n­
ders berücksichtigungswürdiger Umstände auf 
seinen Antrag der Verbrauch des ganzen o.der 
eines Teiles des im nächsten Ka1enderjahr ge­
bührenden Urlaubes gewährt werden." 

12. § 72 Abs. 1 Z. 1 und 4 haben zu lauten: 

,,1. für den Richteramtsanwärter 24 Werktage, 
nach einer am 1. Juli vo.llstreck~en Dienstzeit vo.n 
mehr ais 5 Jahren, 26 Werktage;" . 

. ,,4. für ,den Richter der 3. und 4. Standes­
gruppe 32 Werktage, nach einer am 1. Julivell­
streckten Dienstzeit vo.n mehr als 25 Jahren, 
36 Werktage;". 

13. Nach § 72 sind folgende '§§ 72 a und 72 b 
einzufugen: 

"Z usa t zur lau b 

§ 72 a. (1) Dem Richter ist zu dem nach § 72 
gebühren:den UrEmbsausmaß ein Zusatzurlaub 
Zu gewähren, wenn eine der fo.lgenden Vo.raus­
setzungen gegeben ist: 

a) Bezug einer Rente auf Grund des Kriegs­
epferversorgungsgesetzes 1957,. BGBL 
Nr. 152, des Opferfürso.rgegesetzes, BGBL 
Nr. 183/1947, eder des Heeresv·ersorgungs­
gesetzes, BGBL Nr. 27/1964, wegen Min­
derung der Erwerbsfähigkeit; 

b) Dienstunfall im Dienste einer Gebietskör­
perschaft, der eine Minderung der Erwerbs­
fähigkeit zur Fo.lge hat; 

c) Besitz eines EinstelLungsscheines gemäß § 2 
Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 des 
Invalideneinstellungsgesetzes 1953, BGBL 
Nr.21; 

d)B,esitz einer Gleichstellungsbescheinigung 
gemäß § 2 Abs. 2 in Verbindung mit § 13 
Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 
1953, BGBL Nr. 21; eine auf Widerruf 
ausgestellte .. , Gleichstel1ungsbeschcin'igung 

., . muß am 1. Juli des Urlaubsjahres no.ch in 
Geltung gestanden sein; 

e) Erfüllung Ider medizinischen Verauss,etzun­
gen für die Ausstellung einer G�eichstellungs­
bescheinigung' nachlit~ cl, dech darf d~r 
Richter die Minderung der Erwerbsfähig-

, 'keit,die minldestens 50 v. H. betragen 
muß, nicht vo.rsätzlich eder gro.b fahrlässig 
verschuldet haben. 

(2) Der Zusatzurlaub beträgt: 
bei einer Min .. 

derung der 
Erwerbsfähig. 

keit von 
mindestens 

30 v.H. 
40 v.H. 
50 v.H. 
60 v.H .. ........ " .... ," ... ; ..... 

2 Werktage, 
4 Werktage, 
5 Werktage, 
6 Werktage. 

(3) Für die Feststellung des Grades der Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit nach Abs. 2 gelten 
die Bestimmungen des § 7 Abs. 2 des Kriegs­
o.pferverso.rgungsgesetzes 1957, BGBL Nr. 152. 

(4) Für Kalenderjahre, in denen dem Richter 
im Zusammenhang mit den in Abs. 1 angeführ­
ten Vo.raussetzungen Dienstbefreiung nach§ 62 a 
gewährt wurde, gebührt kein Zusatzurlaub. 

Erkrankung während des 
Er ho.l u n g s u r lau b es 

§ 72 b. (1) Erkrankt o.der verunglückt der 
Richter während des Erho.lungsurlaubes, ehne 
dies vo.rsätzlich oder greb fahrlässig herbeige~ 
führt zu haben, so. sind auf Werktage fallende 
Tage der Erkrankung, an denen der Richter 
durch die Erkrankung dienstunfähig war, auf 
das Urlaubsausmaß nicht anzurechnen, wenn die 
Erkrankung länger als drei Kalendertage ge­
dauert hat. 

(2) Bei Erkrankung im Ausland .istAbs. 1 nur 
dann anzuwenden, wenn eine' statio.näre Be­
handlung in einer Krankenanstalt durchgeführt 
wurde. 

(3) Erkrankt öder verunglückt der Richter, der 
während eines Erho.lungsurlaubes eine dem Er­
ho.hingszwecke des Urlaubes widersprechende Er­
werbstätigkeit ausübt, so. ist Abs. 1 nicht anzu­
wenden. 

(4) Der Richter ist verpflichtet, der Dienst­
stelle, die den Erho.lungsurlaub genehmigt hat, 
nach dreitägiger Krankheitsdauer . ,über die Er­
krankung unverzüglich Mitteilung zu mamen. 
Kann der Richter aus Gründen, die nicht vo.n 
ihm zu vert'reten sind, diese Mitteilung nicht un- . 
v,erzüglich erstatten, so. gat die Bekanntgabe als 
rechtzeitig erstattet, wenn sie unmittelbar nam 
Wegfall des Hindernisgrundes nachgeho.lt wird. 
Beim Wiederantritt des Dienstes hat der Richter 
o.hne schuldhafte Verzögerung ein ärztliches 
Zeugnis o.der eine Bestätigung der zuständigen 
Krankenkasse über die Erkrankung vorzulegen. 
Ko.mmt der Richter diesen Verpflichtungen nicht 
nach, so. ist Abs. 1 nicht anzuwenden. 

(5) Das ärztliche Zeugnis beziehungsweise die 
Bestätigung der Krankenkasse hat über Beginn, 
Dauer und Urs:ache der Dienstunfähigkeit Auf:' 
schluß zu geben. Bei Erkrankung des Richters im 
Ausland ist an Stelle des ärztlichen Zeugnisses 
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651 der Beilagen 5 

oder der Bestätigung der Krankenkasse eine Be­
scheinigung der Krankenanstalt über die statio­
näre Behandlung vorzulegen." 

strafe nicht abgesehen, so hat das Erkenntnis 
zugleich den Ausspruch über die Disziplinar­
oder Ordnungsstrafe zu enthalten." 

14. § 84 Abs. 1 hat zu lauten: 19. Der zweite Satz des § 137 Abs. 2 hat zu 
,,(1) Der Richter ist in den zeitlichen Ruhe- la.uten: 

stand zu versetzen, wenn er 

a) infolge Krankheit länger als ein Jahr vom 
Dienst abwesend ist oder 

b) wegen körperlicher oder geistiger Eigen­
schaften oder Gebrechen dienstunfähig i&t, 

sofern nicht die Voraussetzungen für die Ver­
setzung in den dauernden Ruhestand vorliegen." 

15. § 88 lit. a hat zu lauten: 

"a) er wegen Krankheit oder körperlicher oder 
geistiger Eigenschaften oder Gebrechen 
dauernd dienstunfähig ist und das 60. Le­
bensjahr vollendet hat;". 

16. Nach § 101 Abs. 2 ist folgender Abs. 3 
einzufügen: 

,,(3) Vom Ausspruch über die Verhängung 
einer Disziplinarstrafe kann abgesehen werden, 
wenn dies ohne Verletzung dienstlicher Interes­
sen möglich ist und nach den Umständen des 
Falles und nach der Persönlichkeit des Richters 
angenommen werden kann, daß ein Schuldspruch 
allein genügen wird, den Richter von wei·teren 
Verfehlungen abzuhalten." 

"Wird über den Beschuldigten eine Disziplinar­
strafe verhängt oder ein Schuldspruch wegen 
eines Dienstvergehens gefällt, vom AU&Spruch 
über die Verhängung einer Disziplinarstrafe je­
doch abgesehen, so ist im Erkenntnis auszuspre­
chen, ob und inwieweit er mit Rücksicht auf die 
Verfahrensergebnisse und seine Vermögensver­
hältnisse . die Kosten des Verfahrens zu ersetzen 
hat." 

20. § 145 Abs. 3 ist als Abs. 2 zu bezeichnen. 
An die Stelle der Abs. 1 und 2 tritt folgende 
Vorschrift: 

,,(1) Die Löschung der im Standesausweis ein­
getragenen Disziplinarstrafe ist VOn dem Diszi~ 
plinar,gericht, das in erster Instanz entschieden 
hat, auf AllItrag des Richters zu beschließen, 
wenn seit Rechtskraft des Erkenntnisses drei 
Jahre verstrid1en sind, die Disziplinarstrafever­
büßt ist und sich der Richter in den letzten drei 
Jahren vor der Beschlußfassung tadellos verhal­
ten hat." 

Artikel II 

Wirksamkeitsbeginn 
17. Der dritte Satz des § 106 Abs. 1 hat zu 

lauten: Dieses Bundesgesetz tritt am Ersten' des der 
K'1lndmachung folgenden Kalendermonates in 

"Von der Minderung der Bezüge ist die Haus- Kraft. 
haltszulage ausgenommen." 

18. Der zweite Satz des § 137 Abs. 1 hat zu 
lauten: 

Artikel III 

Vollziehung 

"Wird ein Schuldspruch gefällt und vom Aus- Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
sprud1 über die Verhängung einer Disziplinar- der Bundesminister für Justiz betraut. 
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651 der Beilagen 7 

Erläuternde Bemerkungen 

Durch das Bundesgesetz vom 10. Juni 1965. die Ahndung von Pflichtverletzungen (V. Ab­
BGB!. Nr. 165, mit dem die Dienstpragmatik . schnitt der Dienstpragmatik) des Beamten. 
abgeändert wird (DP-Novelle 1965), wurden für Im Interesse der Rechtsvereinheitlichung 
die Bundesbeamten erstmals gesetzliche Bestim- wurde der vorliegende Gesetzentwurf dem Ent­
mungen über die Dienstbefreiung für die Dauer wurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Dienst­
eines Kuraufenthaltes oder der Unterbringung' pragmatik abgeändert wird, insoweit angegli~en, 
in einem Genesungsheim,den Zusatzurlaub für als es sich nicht um Gegenstände handelt, die 
Versehrte, den Verbrauch des im nächsten Ka- für die Richter wegen ihrer verfassungsrecht­
lenderjahr gebührenden Erholungsurlaubes und lichen Stellung bereits gesondert geregelt sind. ' 
die Erkrankung oder Verunglüdwng während I B' d' G 1 h' .. ,. 'A' d 
d E h I 1 b ·1 (§§ 29 42 el leser e egen eIt waren emlge non erun-es r 0 ungsur au es er assen a, d 'ch d' h d' 
A'b 13 42 d 42 b D' . 'k) D' gen es RI ter lenstgesetzes vorzune men, le s, , a un lentspragman ,lese T 'I d' d' d T ·'1 
B . I' h f" d' R'ch d zum el notwen 19 gewor en sm , zum el 

estlmmungen ge ten nIC t ur le 1 ter un. ck "ß' ch . (§§ 37 Ab 1 43· .. Ab ·1 
d · R'ch "(A 'k I I Ab 2 zwe ma 19 ers emen . s., S. 
l~ 1 teral~ltSanwart~r ~n e s. und 3, 49 Abs. 5, 70 Abs, 4 Z. 1, 84 Abs. I, 

Dlenstpragmank), Im RIchterdienstgesetz, BGBl. 88 l' 106 Ab 1 d ' S 145 Ab 1 
Nr. 305/1961, sind derartige Bestimmungen d l~.) a,· s. rItter atz, s. 
nicht enthalten. Es ergibt sich daher die Not- un . 
wendigkeit, das Dienstrecht der Richter in über Anregung der Standesvertreter 'der 
diesem Umfang durch eine Novellierung des Richter sollen schließlich durch eine NoveIlierung 
Richterdienstgesetzes den vorerwähnten Bestim- des § 65 Abs. 1 RDG, die Aufstiegsmöglichkeiten 
mungen der Dienstpragmatik anzugleichen, der Richter ländlicher Bezirksgerichte und der 
Hiezu wird auf die Erläuternden Bemerkungen Vorsteher einspänniger Bezirksgerichte in höhere 
zur Regierungsvorlage einer DP-Novelle 1965 Standesgruppen jenen der Richter der Bezii-ks­
verwiesen (677 der Beilagen zu den steno- gerichte am Sitze der Gerichtshöfe erster Instanz 
graphischen Protokollen des Nationalrates und der Vorsteher der Bezirksgerichte mit zwei 
X. GP.), die auch auf die entsprechenden Bestim- oder. mehr systemisierten Richterposten ange­
mungen der RDG-Novelle 1967 zutreffen. glichen werden, Weiters soll dem Rat des Ge­
Ebenso macht die Neufestsetzung des Urlaubs- richtshofes erster Instanz eine Aufstiegsmöglich~ 
ausmaßes für die Bundesbeamten in der DP- keit in die Standesgruppe 4 und dem Vorsteher 
Novelle 1965 eine Änderung des Urlaubsaus- des Bezirksgerichtes mit acht oder mehr systerni­
maßes· für die Richteramtsanwärter und eine sierten Richterposten sowie dem Vorsteher. des 
Änderung der zeitlichen Voraussetzung für das Exekutionsgerichtes Wien eine solche in·· die 
Höchsturlaubsausmaß der Richter der 3. und Standesgruppe 5 b ermöglicht wer.den, 
4. Standesgruppe erforderlich (§ 72 Abs. 1 Z. 1 
und 4 Richterdienstgesetz), 

Inzwischen wurde an einer weiteren Änderung Zu Artikel I Z. 1: 
der Dienstpragmatik gearbeitet und der Ent-
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Dienst- Die Gestaltung des Wahlrechtes der Richter 
pragmatik abgeändert wird, als Regierungsvor- beim Oberlandesgericht für den Sprengel des 
lage in den Nationalrat eingebracht (356 der Oberlandesgerichtes in der' 1. Standesgruppe 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen (sogena'nnte Sprengelrichter) ist deshalb schwierig 
des Nationalrates XI. GP.). Die in diesem Ent- und auch nicht restlos zufriedenstellend möglich, 
wurf vorgesehenen Änderungen betreffen die weil diese Richter im Gegensatz zu den anderen 
Qualifikation (Dienstbeurteilung), die Dienst- Richtern gemäß § 77 Abs. 1 RDG~ bei verschie­
zuteilung, die Verwendung, die Versetzung und denen Gerichtshöfen und Bezirksgerichten ver~ 
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wendet werden. Im Hinblick auf diese Schwierig­
keit wird im § 37 Abs. 1 zweiter Satz RDG. be­
stimmt, daß die Richter beim Oberlandesgericht 
für·den Sprengel des Oberlandesgerichtes in der 
1. Standesgruppe bei dem an seinem Sitze be­
findlichen Gerichtshof erster Instanz, bei meh­
reren Gerichtshöfen erster Instanz am Sitze des 
Oberlandesgerichtes bei dem für Zivilrechtssachen 
zust~ndigen Gerichtshof erster Instanz wahl­
berechtigt sind. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Sprengel­
richter zum großen Teil im Sprengel eines be­
stimmten Gerichtshofes erster Instanz verwendet 
werden, diesen Sprengel im allgemeinen nicht 
häufig wechseln und aus diesem Grunde mit deli 
Verhältnissen dieses Gerichtshofsprengels ver­
traut sind. Hingegen sind die Verhältnisse beim 
Gerichtshof. erster Instanz am Sitze des Ober­
landesgerichtes einem großen Teil der Sprengel­
richter un!bekannt, weshalb sie auch kein sach­
liches und persönliches Interesse an den Belangen 
dieses Gerichtshofsprengels haben. Dies hat sich 
vielfach bei Durchführung der Wahl ungünstig 
ausgewirkt. 

Im Entwurf ist daher vorgesehen, daß beim 
Gerichtshof erster Instanz auch diejenigen 
Sprengelrichter wahlberechtigt sein sollen, die 
beim Gerichtshof erster Instanz oder bei den 
ihm unterstellten Bezirksgerichten zur ßänze 
oder überwiegend verwendet werden. Hi~bei 
wurde ,die Verwendung, nach der sich der Ge­
l'ichtshof erster Instanz bestimmt, bei dem der 
Sprengelrichter wahlberechtigt ist, auf den Tag 
der Bestimmung des Beginnes und des Endes der 
Wahl des neuen Personalsenates durch den Prä­
sidenten des Gerichtshofes (§ 38 Abs. 1 RDG,) 
abgestellt, weil der Präsident des Gerichtshofes 
erster Instanz wegen der weiteren Vorbereitung 
und Durchführung der Wahl bereits an diesem 
Tage wissen muß, welche Sprengelrichter bei 
seinem Gerichtshof wahlberechtigt sind. 

Bei dieser Regelung des Wahlrechtes' der 
Sprengelrichter wird keineswegs verkannt, daß 
es durchaus vorkommen kann, daß ein Sprerigel­
richter am Tage der Bestimmung des Beginnes 
und des Endes der Wahl dem Gerichtshof erster 
Instanz oder einem ihm unterstellten Bezirks­
gericht erst ganz kurz zugeteilt ist und aus 
diesem Grunde mit den Verhältnissen des 
Sprengels nicht vertraut sein kann. Andererseits 
kann ein Sprengelrichter durchaus schon am 
Tage nach der Bestimmung des Beginnes und 
des Endes der Wahl einem anderen Gerichtshof 
oder einem ihm unterstellten Bezirksgericht zu­
geteilt werden, womit er aus dem bisherigen 
Gerichtshofsprengel ausscheidet. In diesem Fall 
würde er weiterhin -bei dem bisherigen Gerichts­
hof erster Instanz wahlberechtigt sein. Diese 
Nachteile müssen aber bei der vorgesehenen 
Regelung in Kauf genommen werden, die im 

großen und ganzen gesehen nach den gemachten 
Erfahrungen den Bedürfnissen der Praxis eher 
entspricht als die bisher im Richterdienstgesetz 
enthaltene Regelung. 

Zu Artikel I Z. 2: 

Nach § 43 Abs. 1 RDG. ist ein Richter ent­
sprechend der auf ihn entfallenden Zahl an 
Wahlpunkten nur dann als Mitglied oder Ersatz­
mann des Personalsenates gewählt, wenn er 
~indestens so viele Wahlpunkte erhalten ha~ 
als gültige Stimmzettel abgegeben w01"den sind. 
Die Erfüllung dieser Voraussetzung stößt in d~r 
Praxis dann auf Schwierigkeiten, wenn -bei einer 
Ersatzwahl (§ 36 Abs. 6 RDG.) oder ein~r 
engeren Wahl (§ 44 RDG.) nur ein Mitglied des 
Personalsenates oder ein Ersatzmann zu wählen 
ist, weil in diesen Fällen sämtliche gültige Stim­
men auf emen einzigen Richter entfallen 
müßten. 

Es ist daher notwendig, die im § 43 Abs . .t 
RDG. vorgesehene Mindestzahl an Wahlpunkten 
herabzusetzen. Für das Ausmaß der Herab­
setzung war die Erwägung maßgebend, daß' der 
Richter für seine Wahl als Mitglied oder Ersatz­
mann des Personalsenates nach Zahl und Ge­
wicht der Wählerstimmen wenigstens so vie,le 
Wahlpunkte erhalten soll, als mehr als der 
Hälfte der Zahl der abgegebenen gültigen 
Stimmzettel, somit bei der Wahl eines einzigen 
Mivgliedes oder Ersatzmannes der absoluten 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, entspricht. 

Zu Artikel I Z. 3: 

. Die Vorschrift des zweiten Satzes beinhaltet 
eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Arrits­
verschwiegenheit. Von dieser Ausnahme ist 
jedoch nur die Bekanntgabe des Besetzungsvor­
schlages selbst, nicht auch die Bekanntgabe seiner 
Begründung erfaßt. 

Zu Artikel I Z. 4: 

Durch diese Vorschrift soll eme Angleichung 
des Richterdienstgesetzes an die vorgesehene 
Änderung der Dienstpragmatik erreicht werden. 

Zu Artikel I Z. 5: 

Dem ersten Satz des § 51 Abs. 6 des Ent­
wurfes 'liegt der G.edanke zugrunde, daß bei 
einer mehr als sechsmonatigen Ahwesenheit vom 
Dienst während eines der Dienstbeschreibung 
unterliegenden Kalenderjahres eine verläßliche 
Dienstbeschreibung wegen der Kürze des der' 
Dienstbeschreibung zugrunde liegenden Zeit­
raumes oft nur schwer mögli,ch, wenn nicht sogar 
unmöglich sein wird. Hiebei kommt es nicht 
darauf an, aus welchen Gründen der Richter 
keinen Dienst versehen hat, ob aus seinem Ver­
schulden oder ohne sein Verschulden. 
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Der Entfall einer Dienstbeschreibung soll aber 
nicht dazu führen, ,daß die von Amts wegen 
oder auf Antra'g vorzunehmende Dienstbeschrei­
bun'g überhaupt unterbleibt. Es wurde daher im 
§ 51 Abs. 6 zweiter Satz des Entwurfes Vorsorge 
getroffen, daß eine entfallene Dienstbeschreibung 
für das nächstfolgende Kalenderjahr, in dem die 
Voraussetzungen für den Entfall der Dienst­
beschreibung nicht gegeben sind, nachzuholen ist. 

Die Vorschrift des § 51 Abs. 7 des Entwurfes 
entspricht § 18 Abs. 8 des Entwurfes eines Bun­
desgesetzes, mit dem die Dienstpragmatik ab­
geändert wir,d. 

Zu Artikel I Z. 6: 

, Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
§20 Abs 5 ,des Entwurfes eines Bundesgesetzes, 
mit dem die Dienstpragmatik abgeändert wird. 

Zu Artikel I Z. 7: 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
§ 20 Abs. 1 und 3 des Entwurfes eines Bundes­
gesetzes, mit dem die Dienstpragmatik abge­
ändert wird. 

Zu Artikel I Z. 8: 

§ 62 a Abs. 1, 2 und 3 entspricht § 29 a Abs. 1, 
2 und 4 der Dienstpragmatik in der Fassung der 
DP-Novelle 1965 mit der Ausnahme, daß dem 
lÜcht~r auf Antrag für die Dauer eines Kur­
aufenthaltes auch Dienstbefreiung zu gewähren 
ist, wenn die Kur in der therapeutischen An­
wendung von kaltem Wasser (sogenannte 
"Kneipp-KurenH

) besteht. Die Möglichkeit einer 
Dienstbefreiung zur Durchführung einer Kalt­
wasserkur soll in der Dienstpragmatik vorge­
sehen werden (Artikel I Z. 6 des Entwurfes eines 
Bundesgesetzes, mit dem die Dienstpragmatik 
abgeändert wird). 

Zu Artikel I Z. 9: 

Nach § 65 Abs. 1 RDG. bisheriger Fassung 
sind für Richter des Bezirksgerichtes die Standes­
gruppen 1 und 2, für Richter des Bezirks­
gerichtes am Sitze des Gerichtshofes erster In­
stanz die Stan,desgruppen 1 bis 4, für Vorsteher 
des Bezirksgerichtes die Standesgruppen 2 und 3 
und für Vorsteher des Bezirksgerichtes mit zwei 
oder mehr systemisierten Richterposten die 
Standesgruppen l' bis 4 vorgesehen. Durch die 
Novellierung dieser Vorschrift soll über An­
regung ,der Standesvertreter den Richtern länd­
licher Bezirksgerichte und den Vorstehern ein­
spänniger' Bezirksgerichte die gleiche Aufstiegs­
möglichkeit gegeben werden wie den Richtern 
der Bezirksgerichte am Sitze des Gerichtshofes 
erster Instanz und delJ. Vorstehern der Bezir ks­
gerichte mit zwei oder .mehr systemisierten 

Richterposten. Dies aus der Erwägung, daß die 
Richter ländlicher Bezirksgerichte und ,die. Vor­
steher einspänniger Bezirksgerichte die gleiche 
Funktion ausüben wie die Richter und Vorsteher 
der übrigen Bezirksgerichte. Damit soll die. bis­
herige LauFbahnverschiedenheit bei den Bezirks­
gerichten aufgehoben werden. 

Für den Rat ,des Landes-, Handels-, Kreis­
gerichtes und den Rat des Jugendgerichtshofes 
sind derzeit die Standesgruppen 2 und 3 vorge· 
sehen. Diesen Richtern sollen billigerweise die 
gleichen Aufstiegsmöglichkeiten eröffnet werden 
wie den Richtern und Vorstehern der Bezirks­
gerichte. Es ist daher für den Rat des Gerichts­
hofes erster Instanz eine weitere Aufstiegsmög­
lichkeit in die Standesgruppe 4 vorgesehen. 

über Wunsch der Standesvertreter soll für 
den Vorsteher des Bezirksgerichtes mit acht oder 
mehr systemisierten Richterposten sowie für den 
Vorsteher des ,Exekutionsgerichtes Wien eine 
weitere Aufstiegsmöglichkeit in die Standes­
gruppe 5 b geschaffen werden, weil das große 
Bezirksgericht an den Vorsteher erhöhte An­
forderungen in der Dienstaufsicht über die 
unterstellten Richter, Bediensteten der Geschäft~­
stelle und sonstigen Bediensteten stellt. Derzeit 
bestehen im gesamten Bundesgebiet 9 Bezirks­
gerichte mit acht oder mehr systemisierten 
Richterposten. 

Zu Artikel I Z. 10: 

Von den insgesamt sechs Ausstattungen des 
Amtskle~des der Richter soll eine· Ausstattung 
für die Richter der Standesgruppe 1 bis 5 b vor­
gesehen werden. Für das Amtskleid der Richter 
der Standesgruppe 5 und 6 b sind im § 70 Abs. 4 
Z. 2 und 4 RDG. eigene Ausstattungen vorge­
sehen. 

Zu Artikel I Z. 11: 

§ 71 Abs. 2 entspricht dem § 42 Abs. 13 
Dienstpragmatik in der Fassung der DP-Novelle 
1965. Eine derartige Bestimmung ist im Richter­
dientsgesetz nicht enthalten. Den Richtern soll 
wie den übrigen Bundesbeamten unter besonders 
berücksichtigungswürdigen Umständen der Ver­
brauch des ganzen oder eines Teiles des im 
nächsten Kalenderjahr gebührenden Erholungs­
urlaubes ermöglicht werden. 

Zu Artikel I Z. 12: 

Zu § 72 Abs. 1 Z. 1: 

Der Erholungsurlaub des Richteramtsan­
wärters beträgt gemäß § 72 Abs. 1 Z. 1 RDG. 
in jedem Kalenderjahr 20 Werktage, mach einer 
am 1. Juli vollstreckten Dienstzeit von mehr als 
5 Jahren 26 Werktage. 
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Der' Erholungsurlaub ,des Beamten beträgt ge­
mäß § 42 Abs. 3 Z. 1 Dienstpragmatik in der 
Fassung der DP-Novelle 1965 nach einer Dienst­
zeit von weniger als 5 Jahren 18 Werktage und 
gemäß § 42 Abs. 3 Z. 2 leg.cit. nach einer 
Dienstzeit von 5 Jahren 24 Werktage. Dem Be­
amten, der ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
aufweist und als Beamter einen Dienstposten in 
einem Dienstzweig innehat, für den die volle 
Hochschulbildung vorgeschrieben ist, sind gemäß 
§42 A'bs. 8 leg. cit. für die Bemessung des Ur­
la~bsausmaßes 5 Jahre anzurechnen. Dies be­
deutet, daß der Mindesturlaub des Beamten mit 
v:oller Hochschulbildung 24 Werktage beträgt 
(§ 42 Abs. 3 Z. 2 leg. cit.). 

, Da eine ähnliche Anrechnung~bestimmung wie 
jene des § 42 J\lbs. 8 leg. cit. im Richterdienst­
gesetz nicht enthalten ist, soll der Mindesturlaub 
qes Richteramtsanwärters jenem des Beamten 
mit voller Hochschulbildung angeglichen werden. 

Zu § 72 Abs. 1 Z. 4: 

Dem Richter der 3. und 4. Standesgruppe ge­
bührt Inach einer am 1. Juli vollstreckten Dienst­
zeit von mehr als 26 Jahren ein Erholungsurlaub 
von 36 Werktagen, während der Erholungs­
urlaub des Beamten der Verwendungsgruppe A, 
Dienstklasse VII, unter Bedachtnahme auf § 42 
Abs. 8 dritter Satz Dienstpragmatik in der 
Fassung der DP-Novelle 1965, bereits nach einer 
Dienstzeit von 25 Jahren 36 Werktage beträgt 
(§ 42 Abs. 5 Dientspragmatik in der Fassung 
der DP-Novelle 1965). 

Es wird daher die für das Urlaubsausmaß der 
Richter der 3. und 4. Standesgruppe von 
36 .' Werktagen maßgebliche Dienstzeit von 
26 Jahren auf 25 Jahre herabgesetzt. 

Zu Artikel I Z. 13: 

§ 72 a entspricht dem § 42 a Abs. 1 bis 3 
wnd 5 Dienstpragmatik in der Fassung der DP­
Novelle 1965, § 72b dem § 42b Abs. 1,2 
erster Halbsatz, 3, 4 und 5 erster und dritter 
Satz Dienstpragmatik in ,der Fassung der DP­
Novelle 1965. Derartige Bestimmungen sind im 
Richterdienstgesetz nicht enthalten. Sie sollen 
daher durch die RDG.-Novelle 1967 in das Rich­
terdienstgesetz aufgenomemn werden. 

Die Vorschrift des § 42 aAbs. 4 Dienstprag­
matig wird in das Richterdienstgesetz nicht über­
nommen, weil sie für Richter und Richteramts­
anwärter gegenstandslos ist. 

. Da Richter und Richteramtsanwärter nicht bei 
einer Dienststelle des Bundes im Ausland ver­
wendet werden und dort wohnen, sondern im 
Falle ihres übertrittes in den auswärtigen Dienst 
in die entsprechende Besoldungsgruppe überstellt 

werden, sind die Vorschrifen des § 42 b Abs. 2 
zweiter Ha1bsatz und Abs. 5 zweiter Satz Dienst­
pragmatik in der Fassung der DP-Novelle 1965 
nicht in das Richterdienstgesetz zu übernehmen. 

Zu Artikel I Z. 14: 

Durch diese Vorschrift soll es ermöglicht 
werden, einen Richter, der wegen körperlicher 
oder geistiger Eigenschaften oder Gebrechen 
dienstunfähig, jedoch nicht dauernd dienst­
unfähig geworden ist, auch nach Vollendung des 
60. Lebensjahres von Amts wegen in den zeit­
lichen Ruhestand zu versetzen. 

Es macht keinen Unterschied, ob die Dienst­
unfähigkeit im Sinne des § 84 'Abs. 1 lit. b 
vorÜIbergehend oder dauernd ist, sofern der 
Richter in letzterem Falle das 60. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. Nach Vollendung des 
60. Lebensjahres ist der Richter wegen dauernder 
Dienstunfähigkeit gemäß § 88 lit. a RDG. in 
den dauernden Ruhestand zu versetzen. 

Zu Artikel I Z. 15: 

Die vorgesehene Änderung des § 84 Abs. 1 
macht aus Gründen einer einheitlichen Rechts­
gestaltung auch eine Änderung des § 88 lit. a 
erforderlich. 

Zu Artikel I Z. 16: 

piese Vorschrift entspricht inhaltlich §127 
Abs. 3 des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit 
dem die Dienstpragmatik abgeändert wird. 

Zu Artikel I Z. 17: 

Durch die 13. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 124/1965, wurde im § 4 des Gehaltsgesetzes 
1956, BGBl. Nr. 54, an Stelle der Familien­
zulagen eine Haushaltszulage vorgesehen. Ent­
sprechend dieser gesetzlichen Änderung ist auch 
im Richterdienstgesetz das Wort "Familien­
zulagen" durch das Wort "Haushaltszula:ge" zu 
ersetzen. 

Zu Artikel I Z. 18: 

Die im § 101 Abs. 3 des Entwurfes vorge­
sehene Möglichkeit, von dem Ausspruch über 
die Verhängung einer Disziplinarstrafe abzu­
sehen, macht auch eine entsprechende Ji.nderung 
des § 137 Abs. 1 RDG. erforderlich. 

Zu Artikel I Z. 19: 

Die im §101 Abs. 3 des. Entwurfesvorge­
sehene Möglichkeit, von dem Ausspruch über 
die Verhängung einer Diszipliriarstrafe' abzu­
sehen, macht auch eine entsprechende Änderung 
des § 137 Abs. 2 zweiter Satz RDG. erforderlich: 
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Zu Artikel I Z. 20: 

Nach § 145 Abs. 2 RDG.ist die Löschung 
der im Standesausweis eingetragenen Disziplinar­
strafe zu ,beschließen, wenn sich der Richter seit 
Rechtskraft des Erkentnisses tadellos verhalten 
hat. Wenn ein Richter innerhalb von drei Jahren 
nach Rechtskraft des Disziplinarerkenntnisses 
neuerlich zu einer Disziplinarstrafe rechtskräftig 
verurteilt wird, ist wohl die zweite Disziplinar­
strafe unter ,den übrigen Voraussetzungen, nicht 

aber die erste Disziplinarstrafe zu' löschen, auch 
wenn sie schon lange zurückliegt und sich der 
Richter nach Rechtskraft der zweiten- Diszi­
plinarstrafe tadellos verhalten hat. Dies wurde 
als unbillig empfunden. 

Der Entwurf sieht daher vor, daß die Diszi­
plinarstrafe zu löschen ist, wenn sidl der Richter 
in den letzten drei Jahren vor der Beschluß­
fassung über die Löschung tadellos verhalten 
hat. 

651 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 11 von 11

www.parlament.gv.at




